
2 Politik

Verkehrspolitik von gestern
Auf der Stapenhorststraße könnte schon Tempo 30 gelten. Woran es hakt, berichtet Christine
Russow

Die Sanierungsarbeiten im Bürgerpark ziehen sich hin. Ein Eindruck, der auch an der 
Informationspolitik der Stadtverwaltung liegt. Von Rouven Ridder

Die Stapenhorststraße ist gefährlich. Und
nicht erst seit dem Unfall Ende vergan-

genen Jahres, bei dem eine Fahrradfahrerin
lebensgefährlich verletzt wurde. Sie hatte
versucht, der Tür eines parkenden Autos aus-
zuweichen, und war dabei von einem Bus er-
fasst worden. In dieser engen Straße, durch
die sich täglich 20.000 Fahrzeuge quälen,
dürften schon viele RadlerInnen brenzlige Si-
tuationen erlebt haben. 

Gleich nach dem schweren Unfall beauf-
tragte die Bezirksvertretung (BZV) Mitte die
Verwaltung zu »prüfen, durch welche Maß-
nahmen die Stapenhorststraße für alle Ver-
kehrsteilnehmer und besonders für Radfahrer
sicherer gestaltet werden kann«. Darüber
machten sich auch VertreterInnen vom Ver-
kehrsamt, Bezirksregierung und Radver-
kehrsverbänden an einem Runden Tisch Ge-
danken. Sie stellten fest, dass die Fahrrad- und
Parkstreifen zu schmal sind, was Radfahrer
gefährdet. 

Gerangel um Kompetenzen

Sicherer wird es auf der Straße mit Tempo 30
– und wenn die zwölf Parkplätze wegfallen,
die zu wenig Sicherheitsabstand zum Rad-

streifen haben. Diese Maßnahmen sollten
kurzfristig eingeleitet werden. Davon infor-
mierte das Amt für Verkehr die Bezirksver-
tretung Mitte Anfang September. Während
Grüne, Linke, Bürgernähe und Piraten den
Vorstoß begrüßten, reagierten SPD und
CDU mit heftiger Kritik. Sie fühlten sich
übergangen, wollten nicht nur informiert
werden, sondern entscheiden. 

Die CDU verstieg sich sogar zu dem Vor-
wurf, die Verwaltung habe die Bezirksvertre-
tung ausschalten wollen. Ein Christdemokrat
zweifelte die Kompetenz des Runden Tisches
an. Da hätten nur Radfahrlobbyisten gesessen.
Und überhaupt: Wenn Parkplätze wegfielen,
schade das den Geschäften. »Hier wird mit
Kanonen auf Spatzen geschossen«, meinte Jan-
Helge Henningsen. Außerdem habe der
schwere Unfall nichts mit überhöhter Ge-
schwindigkeit zu tun, sondern mit dem per-
sönlichen Fehlverhalten eines Autofahrers.

Ähnlich argumentierte auch die SPD und
fuhr sogar dem sozialdemokratischen Ober-
bürgermeister Pit Clausen in die Parade, der
die Informationsvorlage der Verwaltung un-
terschrieben hatte. »Da hat er vielleicht nicht
so gründlich gelesen«, stichelte Frederik Such-
la. Die Frage der Zuständigkeit hat inzwi-
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schen das Rechtsamt geklärt und der OB hat
dementsprechend ein Machtwort verkündet.
Da es sich um eine Gefahrenlage handle, sei
die Verwaltung zuständig und nicht die Po-
litik. Punkt.

Der Verkehr muss fließen

Das hat die BZV zur Kenntnis nehmen müs-
sen – zähneknirschend. »Es ist fatal, dass aus
Sicht von SPD und CDU die Gefahrenab-
wehr nicht gelten soll«, sagt Gerald Gutwald
(Grüne). »Die interessiert noch nicht einmal,
dass die Radwege zu schmal und damit
rechtswidrig sind.« Er ärgert sich über die »alt-
backenen verkehrspolitischen Vorstellungen
der SPD und CDU«. Die hätten sich auch in
der letzten BZV-Sitzung gezeigt. Da hat die
de facto große Koalition von Mitte beschlos-
sen, die Busschleife in der Straße Am Kessel-
brink wieder für Autos zu öffnen – obwohl
das Nachteile für Radfahrer, Fußgänger und
auch die Busse mit sich bringen wird und För-
dergelder zurückgezahlt werden müssen.
»Das ist die Sicht: Der Verkehr muss fließen,
möglichst schnell«, sagt Gutwald. »Was ande-
res zählt für SPD und CDU nicht.«

»Das Schicksal der Heimatlosigkeit hat
wohl zu keiner Zeit die Weltgeschich-

te der Menschheit in solchem Ausmaß getrof-
fen, wie in den vergangenen zehn Jahren.« Zu
diesem Schluss kam der Leiter des städtischen
Presseamtes Josef Fuchs 1950 angesichts der
außerordentlichen Bevölkerungsentwicklung
nach dem Zweiten Weltkrieg. Lebten 1939 zu
Beginn des Krieges rund 126.000 Menschen
in der Stadt, so waren es im April 1945 noch
nicht einmal 70.000. In den folgenden Jahren
stieg die Einwohnerzahl rasant und hatte sich
bis zum Jahr 1950 mehr als verdoppelt. Die
Stadt Bielefeld zählte über 153.000 Männer,
Frauen und Kinder (bis 1973 bildeten die heu-
tigen nördlichen und südlichen Stadtteile noch
den Landkreis). Dieser enorme Bevölkerungs-
zuwachs ging wesentlich auf den Zuzug von
Flüchtlingen aus den ehemals zum Deutschen
Reich gehörenden Ostgebieten zurück. Das
Jahr 1946 war dabei in jeder Hinsicht das Jahr
der Extreme.

Am 4. April 1945 wehten weiße Fahnen
über Bielefeld, der Krieg war zu Ende. Die
Mitglieder der jüdischen Gemeinde waren
vertrieben oder ermordet worden, bei Luft-
angriffen waren mehr als 1.200 Menschen ums
Leben gekommen, über 3.200 aus Bielefeld
stammende Soldaten waren an der Front oder
in der Gefangenschaft gestorben und zehntau-
sende Einwohner evakuiert. Viele Gebäude
waren zerstört, gut 40 Prozent der Wohnun-
gen unbrauchbar. Obwohl über Bielefeld ein
generelles Zuzugsverbot verhängt wurde,
kehrten innerhalb von zwei Monaten fast
9.000 Evakuierte und etwa 3.500 Heimkehrer
zurück. Hinzu kamen 580 Flüchtlinge. Wäh-
rend bis zum Ende des Jahres der Zuzug von
Evakuierten und Heimkehrern dominierte,
erlebte Bielefeld 1946 eine bis dahin nicht für
möglich gehaltene Zuwanderung von Flücht-
lingen.

1946: Über 45.000 Neubürger 

Seit Oktober 1945 war Bielefeld Durchgangs-
und ›Ausladestation‹ von zunächst eilig zu-
sammengestellten, bald aber von der britischen
Militärregierung organisierten Flüchtlings-
transporten. Im Hauptbahnhof wurde eine
Großküche mit Verpflegungsraum, Zimmer
für die erste ärztliche Pflege und anderes mehr
geschaffen, um den oft 1.000, manchmal sogar
mehr als 2.000 Menschen Obdach für eine
Nacht und ein Mindestmaß an Versorgung zu
geben, bevor sie am nächsten Tag anderen
Städten in der britischen Zone zugewiesen
wurden. 

Im Februar 1946 kursierten Gerüchte, dass
die Stadt 68.749 Flüchtlingen aufnehmen
müsse. Diese Zahl war im Rahmen einer von
der britischen Militärbehörde angeordneten
Wohnflächenerhebung ermittelt worden, auf
die noch einzugehen ist. Von Januar bis Sep-
tember 1946 war Bielefeld das Ziel von 37
Transporten mit 45.309 Menschen, darunter
auch Transporte mit ›elternlosen Kindern‹. Es
handelte sich um die Aktion ›swallow‹, also
Schwalbe. Mit den im Volksmund bezeichne-
ten Schwalbenzügen kamen Vertriebene aus
Schlesien nach Bielefeld. 

Für alle mussten zunächst ›Auffanglager‹ für
die kurzfristige Unterbringung eingerichtet
werden. Die Menschen kamen zum Beispiel
in der Bückardtschule an der Heeper Straße
unter oder in mehreren Gemeindehäusern wie
im CVJM-Haus der Johannisgemeinde, in der
heutigen Spielstätte des Alarmtheaters. Auch
der Speisesaal der Firma Oetker und Tages-
räume der Kochs Adler Nähmaschinenwerke
an der Arndtstraße und anderer Firmen sowie
der Rütli wurden genutzt. Als im August die-
se Räumlichkeiten nicht mehr ausreichten,
wurden fünf Turnhallen und Räume des
Ratsgymnasiums in Beschlag genommen. 

Zudem wurden außerhalb Bielefelds 16 La-
ger für 6.000 Menschen eingerichtet. Für die
Verpflegung sorgten außer einer Zentralkü-
che in der Bückardtschule mehrere Lagerkü-
chen und Volksküchen wie zum Beispiel an
der Melanchthonstraße unweit der Guten-
bergschule.

Wer waren die Menschen, die zu Tausenden
nach Bielefeld kamen? 1946 war fast jeder
zweite Flüchtling eine Frau, jeder Dritte ein
Kind und rund 20 Prozent ›arbeitsunfähige,
ältere Männer‹. Sie alle sollten möglichst
schnell die Notunterkünfte verlassen und in
Wohnungen ziehen. Da der vorhandene
Wohnraum nicht ausreichte, wurde die bereits
erwähnte Wohnflächenerhebung vorgenom-
men, die von dem Grundsatz ausging, dass je-
der Person 7 bis 8 Quadratmeter Wohnfläche

IN KÜRZE

zur Verfügung standen. Wer über größere
Wohnungen verfügte, dem konnten Flücht-
linge zwangsweise zugewiesen werden. Gera-
de aus der seit 1946 praktizierten Zwangs-
raumbewirtschaftung entwickelte sich ein er-
hebliches Konfliktpotential. 

Offene Feindschaft in Brake

Beim Flüchtlingsamt, das im Januar 1946 in
einer Baracke an der Elsa-Brändström-Straße
eingerichtet worden war, klagten Neubürger,
dass sie statt möblierten Zimmern leere Räu-
me vorfanden und auf dem Boden schlafen
mussten. Andere durften die Küche nicht be-
treten. Wohnungsbesitzer klagten über lär-
mende Kinder, fremde Kochgerüche und an-
gebliche Unsauberkeit ihrer Mitbewohner.
Und manchmal kam es gar zu Handgreiflich-

keiten. Als im April 1946 nach einem ›Groß-
flüchtlingstransport‹ 120 Menschen Quartiere
in Brake zugewiesen worden waren, aber nur
sechs unterkamen, während die anderen ›unter
erheblichen Bedrohungen und Beschimpfun-
gen‹ in die Massenunterkünfte zurückge-
schickt wurden, erfolgte die Einquartierung
›unter polizeilicher Hilfe‹. 

Innerhalb weniger Monate war die Stim-
mung in der Bevölkerung gekippt. Oberkreis-
direktor Helmut Schütz wandte sich deshalb
im August 1946 an den Regierungspräsiden-
ten. Während anfangs die einheimische Bevöl-
kerung den Flüchtlingen »durchaus entgegen-
gekommen« sei, häuften sich nun die Fälle, in
denen die Aufnahme von Flüchtlingen »unter
Androhung von gerichtlichen Strafen und
teilweise unter Überwindung körperlichen
Widerstandes« erzwungen wurde. »Mit wel-
chen seelischen Belastungen muss eine solche
arme Flüchtlingsfamilie aber rechnen, wenn
sie unter derartigen Verhältnissen in [die] neue
›Heimat‹ hineingepresst wird«, betonte Schütz
und kritisierte den mangelnden Respekt, der
den alleinstehenden Frauen in den vaterlosen
Familien von Einheimischen entgegenge-
bracht wurde. Und die Freie Presse fragte im
Mai 1946, wenn es für die Flüchtlinge »wirk-
lich kein Zurück mehr geben sollte, wie kön-
nen sie auf solchem Boden heimisch werden?«
Für so manche hoffnungsvoll nach Bielefeld
zugewanderte Menschen war die neue Heimat
nicht nur wegen des Hungerwinters 1946/47
eher eine ›kalte Heimat‹.

Geglückte Integration 
Ende der 50er

Heute, im Rückblick, wird den-
noch von einer geglückten Inte-
gration gesprochen. Ein Schlüs-
sel war sicher die Verbesserung
der ökonomischen Verhältnisse,
die allmählich nach der Wäh-
rungsreform 1948 einsetzte.
Menschen fanden wieder be-
zahlte Arbeit. Und man begann
Wohnungen zu bauen. Die neu-

Hoch- statt Kaselowsky

Nach jahrzehntelanger Auseinanderset-
zung wird der Name »Kaselowsky« aus
dem öffentlichen Raum verbannt. Das hat
Ende September der Hauptausschuss der
Stadt beschlossen. Die Stadt Bielefeld will
die Kaselowskystraße umbenennen. Der
Beschluss der Kommunalpolitiker war ein-
stimmig.

Richard Kaselowsky war der Stiefvater
von Rudolf August Oetker. Während der
NS-Herrschaft war er Unternehmenschef
von ›Dr.Oetker‹ und hatte mehrere Füh-
rungspositionen im Nazi-Regime inne. So
war er Mitglied im Freundeskreis des SS-
Reichsführers Himmler.

Bereits in den 1960er Jahren war es zu
Auseinandersetzungen um die Bielefelder
Kunsthalle gekommen. Die Halle trug den
Zusatz ›Kaselowsky-Haus‹ bis 1998, erst
nach langen Diskussionen strich die Stadt
den umstrittenen Zusatz.

Zum 85. Geburtstag von Rudolf-August
Oetker wurde 2001 die Straße, an der die
Villa von Kaselowsky stand, in ›Kaselowsky-
straße‹ umbenannt. Nach 15 Jahren Protest
gegen die Umbenennung wird die Straße,
wie zuvor, zukünftig wieder Hochstraße
heißen.

Neue Räume
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Verzögerungen liegen im Zeitplan

»Der Bürgerpark (…) ist die at-
traktivste städtische Grünanla-

ge«, schreibt die Stadt Bielefeld auf ihrer
Website. Die Nutzung des beliebten
Parks wird allerdings seit Mai letzten
Jahres durch Bauarbeiten beeinträch-
tigt. Da wundert es nicht, dass sich Be-
sucher des Bürgerparks über die dorti-
gen Bauarbeiten ereifern. Mal wird hier
ein Wegeabschnitt erneuert, dann wie-
der an anderer Stelle ein Stück saniert.
Und zwischendurch der mittig gelege-
ne Teich entschlammt. Notwendige
Arbeiten in dem fast 100 Jahre alten
Park.
Irritierend sind aber die Informationen aus der
Stadtverwaltung. Und das, was die örtliche
Presse daraus macht. So war noch im Novem-
ber 2015 in der ›Neuen Westfälischen‹ zu le-
sen, dass die »Fontäne, (...) als eines der Wahr-
zeichen des Parks, im Spätsommer 2016 wie-
der aufsteigen« würde. Bis Redaktionsschluss
im Oktober war davon nichts zu sehen.

Vielmehr wird aktuell an neuen Sitzterras-
sen am südlichen Rand des Parks gearbeitet.
Michael Koch, zuständig für die Öffentlich-
keitsarbeit des Umweltbetriebs der Stadt, hat-
te mehrfach betont, dass dort alles »im Zeit-
plan« sei. Wenn eine Pause zwischen den ein-

zelnen Arbeitsschritten bemerkbar sei, iege
das daran, dass die Arbeiten in Teilen ausge-
schrieben werden. So seien zum Beispiel am
Teich erst Bodenproben entnommen und
untersucht worden, bevor es dort weiterge-
gangen ist. Die Angaben über die Fertigstel-
lung wurden deshalb weiter nach hinten ver-
legt.

Pausen 
wegen gestiegener Kosten?

Tatsächlich wurde die Stadt offenbar auch
von den gestiegenen Kosten erschreckt. Wie
die Redaktion der ›Viertel‹ erfuhr, sollen die

Ausgaben gegenüber den Planungen
der Stadt um 16 Prozent angezogen
sein. Schuld ist die gute Auftragslage
beim Handwerk. Dies könnte die
Stadtverwaltung veranlasst haben, die
Ausschreibungen hinauszuzögern. Be-
stätigt wird dies von städtischer Seite
aber nicht.

Während einer der Pausen berichtete
eine Nachbarin von einem eigenen An-
ruf beim Umweltbetrieb. Sie stellte die
Frage: »Wann gehen die Arbeiten am
Teich weiter?« und erhielt die Ant-
wort: »Sofort.« Und auf nochmalige
Nachfrage, was »Sofort« denn genau

bedeute: »In zwölf Tagen«.
Simone Horstkötter vom Umweltbetrieb

bestätigt nur, die »Meldungen der Presse wa-
ren irreführend, unzutreffend«. Lediglich die
Teichentschlammung habe sich verzögert,
durch die schlechte Witterung im März. Der
Schlamm sei zu feucht gewesen.

Die Arbeiten gingen aber jetzt weiter, »bei
guten Witterungsbedingungen ist der Teich
im Spätherbst fertig«, teilt Horstkötter mit.
Dann schlössen sich in der Folge die Arbeiten
an den Wegen an, die im Frühsommer 2017
abgeschlossen sein sollen. Dies sei der aktuelle
Zeitplan.

Im Hörgeschädigtenzentrum an der Kur-
zen Straße trafen sich seit 1981 zehn ver-
schiedene Gruppen. Jetzt sucht der Verein
zum 31.Januar 2017 eine neue Bleibe. Ge-
braucht wird ein Haus mit Saal für 80 bis
100 Personen und diversen Büro- und La-
gerräumen. Bisherige Angebote waren
nicht befriedigend, Ideen und Angebote
für ein passendes Objekt bitte an
kontakt@hgz-bielefeld.de
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Geschichte

Vor 70 Jahren kamen zehntausende Flüchtlinge nach Bielefeld. Vor allem Arbeit und 
Wohnungen halfen bei der Integration. Von Bernd J. Wagner

Wachstum dank Flüchtlingen

Bernd J. Wagner ist Historiker 

des Stadtarchivs.

en Siedlungen rund um der Gerhart-Haupt-
mann-Straße, Auf dem Langen Kampe und an
der Brackweder Südstraße boten vielen zuge-
wanderten Familien erstmals in Bielefeld eine
eigene Wohnung an und sorgten maßgeblich
dafür, dass sich der Wohnungsmarkt entspann-
te. Auch der Arbeitsmarkt boomte seit den frü-
hen 1950er Jahren. Die großen Fabriken sand-
ten Werber bis in die Flüchtlingslager Schles-
wig-Holsteins, um die Produktion am Laufen
zu halten. Auch die Stadt beschäftigte unter ih-
ren Beamten und Angestellten 1950 rund 15
Prozent, unter den Arbeitern gar 18 Prozent
Menschen ›mit Migrationshintergrund‹. Ein
absoluter Spitzenwert in Nordrhein-Westfa-
len. 

Von einer geglückten Integration können
wir auf jeden Fall seit den späten 1950er Jahren
sprechen, als in die Gemeinde- und Stadträte
sowie in den Kreistag Frauen und Männer ge-
wählt wurden, die in Ostpreußen, Schlesien
aufgewachsen oder aus anderen Regionen zu-
gewandert waren. Als Einwohnerinnen und
Einwohner Bielefelds beteiligten sie sich selbst-
verständlich an politischen Entscheidungspro-
zessen.

Essen für Flüchtlinge: Volksküche in der Melanchthonstraße.

Familie ohne Vater in einer Barackenwohnung.
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